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Betreff 
 

 

Beschlussfassung über die Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsaus-
schuss, die Ratsausschüsse und die Ausschüsse nach besonderen Rechtsvor-
schriften (§ 69 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz –NKomVG) 

 

I. Beschlussvorschlag: 
 

Die Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschüsse und die Ausschüsse nach be-

sonderen Rechtsvorschriften wird in der Fassung der Drucksache Nr. 91.1/2016 beschlossen. 
 
 

II. Begründung: 
 

Die zurzeit geltende Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss die Ratsausschüsse und die Aus-

schüsse nach besonderen Rechtsvorschriften ist am 23.12.2011 vom Rat beschlossen worden.  
 

Gemäß § 69 NKomVG gibt sich der Rat eine Geschäftsordnung. Insbesondere sollen Bestimmungen über die Auf-

rechterhaltung der Ordnung, die Ladung und das Abstimmungsverfahren enthalten sein. 
 

Der Text der Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschüsse und die Ausschüsse 

nach besonderen Rechtsvorschriften ist bis auf folgenden Punkt nach der Muster-Geschäftsordnung des Nieder-

sächsischen Städte- und Gemeindebundes (Rundschreiben NSGB Nr. 095/2016) überarbeitet worden: 
 

- § 21 – Einberufung des Verwaltungsausschusses 

 Folgender Satz ist in Absatz 2 als Satz 2 eingefügt worden: „Dann kann auch fernmündlich eingeladen werden.“ 

 

 

 

Christoph Hartz 
 

Anlagen 

- Drucksache Nr. 91.1/2016  Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschüsse und die Ausschüsse nach beson-
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- Anlage II Muster-Geschäftsordnung des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes (Rundschreiben Nr. 095/2016) vom 

27.06.2016 


